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Einladung 
 

Stadt Erlangen 

Revisionsausschuss 
1. Sitzung      Mittwoch,  15.03.2023      16:00 Uhr      Kleiner Sitzungssaal, Rathaus 

 

 

Öffentliche Tagesordnung  -  16:00 Uhr  

 
1. Mitteilungen zur Kenntnis 

 

 

 

1.1. Ämterübergreifende Prüfung des Fuhrparkmanagements aus dem 
Jahr 2013; Sachstand 

 

14/133/2023 

Kenntnisnahme 

1.2. Prüfung in Amt 66 - Baumaßnahme Martinsbühler Straße der Deut-
schen Bahn; Sachstand Kostenanteil der Stadt Erlangen 

 

14/128/2023 

Kenntnisnahme 

1.3. Prüfung in Amt 51 - Abteilung 513 - Integrierte Beratungsstelle; Sach-
stand Erbabwicklung 

 

14/134/2023 

Kenntnisnahme 

1.4. Prüfung in Amt 66 - Beitragswesen -; Sachstand 

 

14/127/2023 

Kenntnisnahme 

1.5. Prüfung des Jahresabschlusses des Vereins für Naherholung und 
Landschaftspflege um Erlangen e. V. für das Geschäftsjahr 2022 

 

14/119/2023 

Kenntnisnahme 

1.6. Information des Revisionsamtes zum konsolidierten Jahresabschluss 
der Stadt Erlangen ("Konzernabschluss") 

 

14/122/2023 

Kenntnisnahme 

1.7. Überörtliche Prüfung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 bei der Stadt 
Erlangen 

 

14/132/2023 

Kenntnisnahme 

2. Örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2021 der Stadt Erlangen 

 

14/123/2023 

Beschluss 

3. Feststellung der Jahresabschlüsse 2020 der Vereinigten Erlanger 
Wohltätigkeitsstiftung und der Wellhöfer-Feigel-Heindel-Stiftung und 
Entlastung des Oberbürgermeisters 

 

14/135/2023 

Beschluss 

4. Prüfung in Amt 33 - Durchführung der Bundestagswahl 2021 - 

 

14/124/2023 

Beschluss 

5. Prüfung in Amt 39 - Abteilung Veterinärwesen und Lebensmittelüber-
wachung - 

 

14/125/2023 

Beschluss 
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6. Prüfung in Amt 24 - Generalsanierung Kinderhaus Sandberg - 

 

14/129/2023 

Beschluss 

7. Prüfung im EB77 - Sachgebiet Planung und Neubau (SG 773-1) - 

 

14/130/2023 

Beschluss 

8. Betätigungsprüfung bei der Erlanger Stadtwerke AG (ESTW AG) - 
Geschäftsjahre 2018 bis 2021 - 

 

14/131/2023 

Beschluss 

9. Betätigungsprüfung bei der GEWOBAU Erlangen, Wohnungsbauge-
sellschaft der Stadt Erlangen mbH - Geschäftsjahre 2018 bis 2020 - 

 

14/117/2022 

Beschluss 

10. Prüfung in Amt 13 - Sachgebiet Stadtratsangelegenheiten, Bürger-
schaftliches Engagement und Bürgeranliegen - 

 

14/111/2022 

Beschluss 

11. Anfragen 

 

 

 

 

 

Nicht öffentliche Tagesordnung 

- siehe Anlage - 

 

 
 
Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen. 

 

Erlangen, den 6. März 2023 

STADT ERLANGEN 
gez. Eva Linhart 
Vorsitzende des Revisionsausschusses 

 

Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgründen auf den nächsten Termin verschoben werden 
müssen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen. 

Die Sitzungsunterlagen können auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden. 
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 Seite 1 von 1 

Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/133/2023 
 

Ämterübergreifende Prüfung des Fuhrparkmanagements aus dem Jahr 2013; 
Sachstand 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 11 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Auf Vorschlag der Ausschussvorsitzenden, Frau Linhart, sprachen sich die Ausschussmitglieder 
am 16.03.2022 für einen neuen Sachstandsbericht zum Fuhrparkmanagement in der Sitzung des 
Revisionsausschusses im März 2023 aus, falls vorher nicht schon in den jeweiligen Gremien be-
richtet wurde.  
 
Auf Nachfrage teilte Amt 11 mit Vermerk vom 17.02.2023 den aktuellen Sachstand mit.  
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Protokollvermerk vom 16.03.2022 
Anlage 2: Vermerk des Amtes 11 vom 17.02.2023 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

Ö  1.1Ö  1.1
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Protokollvermerk 

 

OBM/14/SKA-T. 2816 

14/086/2022 

Erlangen, 16.03.2022 

  

Ämterübergreifende Prüfung des Fuhrparkmanagements aus dem Jahr 2013; 
Sachstand 

 

I. Protokollvermerk aus der 1. Sitzung des Revisionsausschusses 
Tagesordnungspunkt 1.1 - öffentlich - 
 

Protokollvermerk: 

Auf Vorschlag der Ausschussvorsitzenden, Frau Linhart, sprechen sich die Ausschussmitglieder 
für einen neuen Sachstandsbericht zum Fuhrparkmanagement in der Sitzung des Revisionsaus-
schusses im März 2023 aus, falls vorher nicht schon in den jeweiligen Gremien berichtet wurde.  

 

 

II. Amt 14 zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift und WV 15.01.2023. 
III. Kopie Amt 11 zur Kenntnis und zum Weiteren. 
IV. Kopien Ref. III und OBM zur Kenntnis. 

 

 

 

 Vorsitzende/r: 

 

 

 gez. 

 ………………………… 

 Stadträtin 

 Linhart 

 

 

 

  Schriftführer/in: 

 

 

  gez. 

  …………………………… 

  Buder 

 
 

Ö  1.1Ö  1.1
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III/11/RMJ T. 2318 Erlangen, 17. Februar 2023 
  

Sachstand Projekt Fuhrparkmanagement   

I. Die inhaltliche Arbeit an dem Projekt (Datenerfassung, Auswertung und Datenanalyse, Schlussfol-
gerungen und Erarbeitung von Maßnahmen) wurde 2022 abgeschlossen. Die externe Berater-
firma „EcoLibro“ hat am 28.11.2022 eine erste Version des Abschlussberichts vorgelegt. Bei der 
Auswertung durch die Verwaltung haben sich mehrere Rückfragen und Überarbeitungsbedarf er-
geben. Die noch offenen Punkte werden derzeit mit dem externen Berater bearbeitet und die end-
gültige Fassung des Abschlussberichts abgestimmt. Sobald diese vorliegt, ist eine Behandlung 
mit Beschlussfassung im HFPA/StR im ersten Halbjahr 2023 vorgesehen. 

 

II. Amt 14 zur weiteren Verwendung im Revisionsausschuss 

III. Amt 11 zum Vorgang 

 

 

Redel 

Ö  1.1Ö  1.1
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/128/2023 
 

Prüfung in Amt 66 - Baumaßnahme Martinsbühler Straße der Deutschen Bahn; 
Sachstand Kostenanteil der Stadt Erlangen 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 66 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Auf Anfrage teilte die Leitung des Amtes 66, Herr Pfeil, am 01.02.2023 Folgendes mit: 
 
„Leider gibt es keinen neuen Sachstand, auch wenn sich die Rahmenbedingungen etwas verän-
dert haben.  
 
Nach den ersten vielversprechenden Gesprächen hatte es bei der DB erneut einen bzw. mehrere 
Wechsel in der Bearbeitung gegeben, was mit einer neuerlichen Verzögerung seitens der DB ver-
bunden war.  
 
Da wir bereits mehrfach einen Neustart zugesagt bekommen hatten, der im Ergebnis aber nie von 
Dauer war, ist eine seriöse Aussage zum vorgesehenen Abrechnungszeitpunkt nicht möglich. 
 
Letztmalig hatten wir die dringend notwendige Abrechnung der KV’s in einem OBM Gespräch mit 
der DB Netz AG am 17.01.2023 thematisiert. Erneut mit der Zusage seitens DB Netz AG, man 
wolle dies jetzt angehen.“  
 
Das Revisionsamt wird erneut berichten, sobald es einen neuen Sachstand gibt.  
 
 
Anlage: Mitteilung zur Kenntnis im RevA am 03.03.2021 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

Ö  1.2Ö  1.2
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 Seite 1 von 1 

Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/037/2021 
 

Prüfung in Amt 66 - Baumaßnahme Martinsbühler Straße der Deutschen Bahn; 
Sachstand Kostenanteil der Stadt Erlangen 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 03.03.2021 Ö Kenntnisnahme zur Kenntnis genommen 

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 66 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Im Rahmen der Erörterung des o. g. Prüfungsberichtes im Jahr 2019 wurde aus den Reihen des 
Revisionsausschusses die Bitte geäußert, dass die Rechtslage bezüglich der Nachträge von  
Amt 30 geprüft und in einer der nächsten Sitzungen berichtet werden soll (siehe beigefügten Proto-
kollvermerk). 
 
Auf Anfrage teilte die Leitung des Amtes 66, Herr Pfeil, am 05.01.2021 Folgendes mit: 
 
„Auf Grund mehrfacher Nachfragen der Stadt Erlangen ist seit Ende 2020 in die Abrechnung der 
Kreuzungsvereinbarungen mit der DB Netz AG wieder etwas Schwung gekommen. Wir werden in 
den nächsten Wochen gemeinsam mit der DB Netz AG besprechen, wie die Abrechnung der Kreu-
zungsvereinbarungen umgesetzt werden kann. Hierbei werden wir auch die Beteiligung des Amtes 
14 und ggf. Amt 30 mit einbeziehen.  
 
Konkretere Angaben kann ich Ihnen derzeit leider noch nicht machen. Auf Grund der Komplexität 
und der notwendigen Mittelbereitstellung gehe ich jedoch von einer abschließenden Abrechnung 
im Jahr 2022 aus“. 
 
Das Revisionsamt wird erneut berichten, sobald es einen neuen Sachstand gibt.  
 
Anlage: 
Protokollvermerk vom 03.07.2019 
 
 

III. Behandlung im Gremium 
Beratung im Revisionsausschuss am 03.03.2021 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 
Linhart Schornbaum 
Vorsitzende/r Schriftführer/in 
 

IV. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
V. Zum Vorgang 

Ö  1.2Ö  1.2
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 Seite 1 von 1 

Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/134/2023 
 

Prüfung in Amt 51 - Abteilung 513 - Integrierte Beratungsstelle; Sachstand 
Erbabwicklung 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 11 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Die Ausschussmitglieder sprachen sich in der Sitzung des Revisionsausschusses am 21.07.2022 
u. a. dafür aus, in der übernächsten Sitzung des Revisionsausschusses (voraussichtlich März 
2023) über den aktuellen Sachstand der künftigen organisatorischen Ansiedlung der Abwicklung 
derartiger Erbschaften/Stiftungen – wie in der Stellungnahme des Amtes 51 vom 22.06.2022 aus-
geführt – zu berichten. 
 
Auf Nachfrage teilte Amt 11 mit Vermerk vom 17.02.2023 den aktuellen Sachstand mit.  
 
 
Anlagen:  
Anlage 1: Protokollvermerk vom 21.07.2022 
Anlage 2: Vermerk des Amtes 11 vom 17.02.2023  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

Ö  1.3Ö  1.3
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Protokollvermerk 

 

OBM/14/SKA-T. 2816 

14/102/2022 

Erlangen, 21.07.2022 

  

Prüfung in Amt 51 - Abteilung 513 - Integrierte Beratungsstelle; Sachstand Erbab-
wicklung 

 

I. Protokollvermerk aus der 2. Sitzung des Revisionsausschusses 
Tagesordnungspunkt 10.1 - nicht öffentlich - 
 

Protokollvermerk: 

Die Ausschussmitglieder sprechen sich dafür aus, 

1. nach Abschluss der Erbabwicklung erneut im Revisionsausschuss zu berichten und 
 
2. in der übernächsten Sitzung des Revisionsausschusses (voraussichtlich März 2023) über den 

aktuellen Sachstand der künftigen organisatorischen Ansiedlung der Abwicklung derartiger 
Erbschaften/Stiftungen – wie in der Stellungnahme des Amtes 51 vom 22.06.2022 ausgeführt 
– zu berichten. 

 

II. Amt 14 zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift und WV 01.02.2023. 
III. Kopie an Amt 51 bzgl. Ziffer 1 zum Weiteren. 
IV. Kopie an Amt 11 bzgl. Ziffer 2 zum Weiteren. 
V. Kopien an Referat III, Referat V und OBM zur Kenntnis. 

 

 

 Vorsitzende/r: 

 

 

 gez. 

 ………………………… 

 Stadträtin 

 Linhart 

 

 

 

  Schriftführer/in: 

 

 

  gez. 

  …………………………… 

  Schornbaum 

Ö  1.3Ö  1.3
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III/11/RMJ T. 2318 Erlangen, 17. Februar 2023 
  

Sachstand Zuständigkeitsklärung Ansiedlung Erbschaften/Stiftungen 

I. Gemäß Aufgaben- und Verwaltungsgliederungsplan sind die Ämter 20 und 30 für allgemeine An-
gelegenheiten bei Stiftungen, Schenkungen und der Verwaltung fremden Vermögens zuständig, 
die Federführung bei testamentarischen Zuwendungen liegt bei Amt 30. 

Eine Besprechung der von der konkreten Erbsache Meinel betroffenen Ämter 51, 20 und 30 mit 
Amt 11 im November 2022 hat verdeutlicht, dass derart umfangreiche und komplexe Fälle nur 
durch ein Zusammenwirken mehrerer Dienststellen bearbeitet werden können. Zusätzlich zur 
Kämmerei und dem Rechtsamt kann auch bei dem beerbten Fachamt und ggf. auch beim Liegen-
schaftsamt enormer Arbeitsaufwand entstehen.  

In der bisherigen organisatorischen Betrachtung haben sich aber keine Anhaltspunkte für eine 
bessere, vorteilhaftere Zuständigkeitsregelung ergeben. Eine endgültige Entscheidung durch Amt 
11 soll zeitnah, nach einer abschließenden inhaltlichen Abstimmung mit den Ämtern 20 und 30 
erfolgen. 

 

II. Amt 14 zur weiteren Verwendung im Revisionsausschuss 

III. Amt 11 zum Vorgang 

 

 

Redel 

Ö  1.3Ö  1.3
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 Seite 1 von 1 

Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/127/2023 
 

Prüfung in Amt 66 - Beitragswesen -; Sachstand 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 66 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Auf Anfrage teilte die Leitung des Amtes 66, Herr Pfeil, am 01.02.2023 Folgendes mit: 
 
„Aufgrund der personellen Situation konnte der Empfehlung nach Ziffer 3.4 des Prüfberichts, die 
eine Überarbeitung der Erschließungsbeitragssatzung erfordert, noch nicht nachgekommen wer-
den.“  
 
 
Anlage: Protokollvermerk vom 16.03.2022 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

Ö  1.4Ö  1.4
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Protokollvermerk 

 

OBM/14/SKA-T. 2816 

14/082/2022 

Erlangen, 16.03.2022 

  

Prüfung in Amt 66 - Beitragswesen - 

 

I. Protokollvermerk aus der 1. Sitzung des Revisionsausschusses 
Tagesordnungspunkt 4 - öffentlich - 
 

Protokollvermerk: 

Die Ausschussmitglieder sprechen sich dafür aus, dass zu Ziffer 3.4 „Art der Ermittlung des bei-
tragsfähigen Aufwandes – Einheitssätze“ des Prüfungsberichtes in einem Jahr wieder berichtet 
wird. 

 

 

II. Amt 14 zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift und WV 15.01.2023. 
III. Kopie an Amt 66 zum Weiteren. 
IV. Kopien OBM und Referat VI zur Kenntnis. 

 

 

 Vorsitzende/r: 

 

 

 gez. 

 ………………………… 

 Stadträtin 

 Linhart 

 

 

 

  Schriftführer/in: 

 

 

  gez. 

  …………………………… 

  Buder 

Ö  1.4Ö  1.4
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 Seite 1 von 1 

Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/119/2023 
 

Prüfung des Jahresabschlusses des Vereins für Naherholung und 
Landschaftspflege um Erlangen e. V. für das Geschäftsjahr 2022 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Durch das Revisionsamt wurde die vorgenannte Prüfung (Nr. 03/2023) durchgeführt. Der Prü-
fungsbericht wurde dem Verein zugeleitet und ist nicht im Revisionsausschuss zu behandeln. 
Die Rahmendaten der Prüfung stellen sich wie folgt dar: 
 

Prüfungsanlass: 
Stadtratsbeschluss vom 04.07.1973 aufgrund  
§ 9 Abs. 3 der Vereinssatzung 

Prüfungszeitraum: 25. bis 27.01.2023 

Prüfer/in: Karin Schornbaum 

Zuständiges Gremium für die 
Behandlung des Prüfungsberichts: 

Mitgliederversammlung 

Datum der Behandlung: Noch nicht bekannt 

Kostenerstattung: Ja, gemäß Stadtratsbeschluss vom 25.02.2010 

Prüfungsergebnis bzgl. Entlastung: 
Es ergaben sich keine Anhaltspunkte, die einer Feststellung des 
Jahresabschlusses und einer Entlastung entgegenstehen. 

 
 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

Ö  1.5Ö  1.5
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 Seite 1 von 2 

Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/122/2023 
 

Information des Revisionsamtes zum konsolidierten Jahresabschluss der Stadt 
Erlangen ("Konzernabschluss") 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
II/BTM 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Von der Stadt Erlangen ist für das Jahr 2022 der erste konsolidierte Jahresabschluss vorzulegen.1  
Für die Prüfung des Konzernabschlusses ist gemäß Art. 103 Abs. 1 S. 1 GO i. V. m. Abs. 3 GO 
das Revisionsamt der Stadt Erlangen zuständig.  
 
Die städtischen Beteiligungen sind mit dem fiktiven Erwerb durch die Stadt Erlangen zum 
01.01.2022 an die „Konzernmutter“ angegliedert worden. Mit der Existenz des Konzerns nimmt ab 
diesem Stichtag das Rechnungswesen grundsätzlich aller städtischen Gesellschaften am Konzern-
geschehen teil, für das Jahr 2023 bereits zum zweiten Mal.  
 
Die Aufstellung des Konzernabschlusses erfolgt nach dem „Leitfaden für den konsolidierten Jah-
resabschluss gem. Art. 102a GO“ des Bayer. Staatsministeriums des Innern, für Integration und 
Sport.  
 
Nicht nur die Konzernpartner der Stadt Erlangen, sondern auch die Gesamtheit der städtischen 
Äm-ter muss sich mit etlichen Abläufen unter der Regie des Konzerns neu ausrichten. Von hoher 
Be-deutung für die Zusammenführung der Einzelabschlüsse und Konsolidierung der konzerninter-
nen Geschäftsvorfälle ist u. a. die zügige und termingerechte Fakturierung von konzerninternen 
Dienst-leistungen aller Art (Ausgangs- und Eingangsrechnungen betr. „Intercompany-Leistungen“). 
Deren periodengerechte Zuordnung und zutreffende Verbuchung auf Ebene der Stadtverwaltung 
zu den Konzernunternehmen wie auch auf Ebene der Konzernunternehmen (auch untereinander) 
soll eine sachgerechte Konsolidierung ermöglichen. 
 
Konsolidierungspflichtige Konzernpartner nach heutigem Stand sind die städtischen Eigenbetriebe 
EBE und EB77 sowie die Teilkonzerne ESTW AG und GEWOBAU GmbH.  
  
Das Revisionsamt steht mit II/BTM auch bezüglich der Ermittlung der Konzern-
Eröffnungsbilanzwerte per 01.01.2022 laufend in Kontakt, die Bestandteil des ersten Konzernab-
schlusses sein werden. Für die Prüfung der Eröffnungsbilanzwerte hält das Revisionsamt nach 
der-zeitigem Stand auch die Hinzuziehung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft für zweckmäßig, 
ohne hierbei die Federführung abzugeben. Die Prüfung inkl. der Feststellung des eigentlichen 
Konzern-abschlusses per 31.12.2022 soll nach den Vorgaben der Gemeindeordnung bis zum 
31.12.2024 vollendet sein. Da nicht alle Konzernpartner mit ihren erforderlichen Vorarbeiten im 
Zeitplan sind, wird dieser Termin nach Mitteilung von II/BTM eventuell nicht zu halten sein. 

                                                
1 Vgl. Art. 102 Abs. 2 GO: innerhalb von zehn Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres. 
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Ausblick 
 
Hinsichtlich des künftig jährlich aufzustellenden Konzernabschlusses sieht das Revisionsamt das 
Bewusstsein auf Seiten der Stadtverwaltung wie auf Seiten der konsolidierungspflichtigen Kon-
zern-gesellschaften gestärkt. Dennoch bleiben bis auf Weiteres zeitnahe, zuverlässige und regel-
mäßige Zuarbeiten aller städtischen Ämter und Beteiligungen essenziell. Es zeigt sich, dass der 
Konzernab-schluss auch genutzt werden kann, um die Prozesse zwischen den Konzernpartnern 
zu hinterfra-gen und effizienter zu gestalten. Positive Synergieeffekte ergeben sich z.B. für die Ein-
zelabschlüs-se und für die Zusammenarbeit zwischen den Konzernpartnern. 
 
Zusätzliche Informationen können bei Bedarf in der Sitzung auch mündlich zur Verfügung gestellt 
werden.  
 
Das Revisionsamt wird weiter regelmäßig über den Sachstand berichten.  
 
 
  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/132/2023 
 

Überörtliche Prüfung der Haushaltsjahre 2013 bis 2020 bei der Stadt Erlangen 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Seitens der Amtsleitung wird über den aktuellen Sachstand der Prüfung berichtet.  
 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/123/2023 
 

Örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2021 der Stadt Erlangen 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
  
 

I. Antrag 
 
 
1. Der Revisionsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, den Jahresabschluss 2021 der Stadt Erlan-

gen zum 31.12.2021 in der im Prüfungsbericht vom 09.02.2023 abgedruckten Fassung festzu-
stellen. 

 
2. Der Revisionsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, dem Oberbürgermeister für das Haushalts-

jahr 2021 Entlastung zu erteilen. 
 
Hinweis: Die Beschlussfassung zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur Entlastung ist in 
der Sitzung des Stadtrates am 30.03.2023 vorgesehen. 
 
 

II. Begründung 
 
Der Jahresabschluss 2021 wurde dem HFPA am 20.07.2022 durch die Stadtkämmerei zur Kennt-
nis gebracht und offiziell dem Revisionsamt zur Prüfung übergeben. Mit der Vorlage des Prüfungs-
berichts vom 09.02.2023 über die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2021 nahm das Revisi-
onsamt seine Aufgaben nach Art. 103 Abs. 3 der Gemeindeordnung wahr. 
 
Der Prüfungsbericht dient dem Revisionsausschuss als Grundlage zur Beurteilung, ob dem Stadt-
rat vorgeschlagen werden kann, den Jahresabschluss gemäß Art. 102 Abs. 3 der Gemeindeord-
nung festzustellen und dem Oberbürgermeister Entlastung zu erteilen.  
 
 
Anlage: 
 
Prüfungsbericht „Örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2021 der Stadt Erlangen“ des  
Revisionsamtes (Nr. 12/2022) vom 09.02.2023 (siehe separate Verteilung). 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/135/2023 
 

Feststellung der Jahresabschlüsse 2020 der Vereinigten Erlanger 
Wohltätigkeitsstiftung und der Wellhöfer-Feigel-Heindel-Stiftung und Entlastung 
des Oberbürgermeisters 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 20 
 
 

I. Antrag 
 
1.  Der Revisionsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Jahresabschlüsse 2020 der Vereinigten 

Erlanger Wohltätigkeitsstiftung und der Wellhöfer-Feigel-Heindel-Stiftung – jeweils in den Fas-
sungen der Prüfungsberichte vom 09.02.2023 – festzustellen. 

 
2.  Der Revisionsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, dem Oberbürgermeister für das Haushaltsjahr 

2020 bzgl. der genannten Stiftungen Entlastung zu erteilen. 
 
Hinweis: Die Beschlussfassung zur Feststellung der Jahresabschlüsse und zur Entlastung ist in 
der Sitzung des Stadtrates am 30.03.2023 vorgesehen.  
 
 

II. Begründung 
 
Im Jahr 2022 wurde die überörtliche Prüfung durch den Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-
band (BKPV) bei der Stadt Erlangen durchgeführt. Dabei wurden auch die Jahresabschlüsse 2013 
bis 2020 der beiden oben genannten Stiftungen geprüft. Beide Stiftungen sind rechtlich von der 
Stadt Erlangen unabhängig, werden jedoch von dieser verwaltet. Inzwischen liegen die beiden 
Prüfungsberichte vom 09.02.2023 vor. 
 
Die Jahresabschlüsse 2013 bis 2019 wurden bereits nach einer örtlichen Prüfung durch das Revi-
sionsamt am 17.11.2021 vom Stadtrat festgestellt und Entlastung des Oberbürgermeisters erteilt. 
Die Jahresabschlüsse 2020 der beiden Stiftungen lagen zum damaligen Zeitpunkt noch nicht vor 
und waren seinerzeit somit nicht Prüfungsgegenstand. 
 
Da diese nun vom BKPV im Rahmen der überörtlichen Prüfung geprüft wurden, kann eine Fest-
stellung und Entlastung erfolgen. Das Revisionsamt übernimmt die Prüfungsberichte des BKPV 
vollinhaltlich und schlägt dem Revisionsausschuss vor, dem Stadtrat zu empfehlen, die Jahresab-
schlüsse 2020 der beiden Stiftungen festzustellen und dem Oberbürgermeister Entlastung zu ertei-
len (Art. 102 Abs. 3 GO). 
 
Inhaltlich hat die Prüfung keine Feststellungen ergeben. Eine Stellungnahme der Kämmerei ist 
daher nicht angezeigt, eine Umsetzung von Feststellung – in Ermangelung dieser – nicht erforder-
lich.  
 
 
 
Anlagen: Prüfungsberichte des BKPV vom 09.02.2023 (siehe separate Verteilung)  
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III. Abstimmung 

siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/124/2023 
 

Prüfung in Amt 33 - Durchführung der Bundestagswahl 2021 - 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Bericht des Revisionsamtes vom 15.12.2022 über die Prüfung in Amt 33 - Durchführung der 
Bundestagswahl 2021 - (Nr. 16/2022) wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Mit der Beratung und Beschlussfassung im Revisionsausschuss wird der Prüfungsbericht ver-
bindlich. Amt 33 hat keine Stellungnahme abgegeben und damit signalisiert, dass mit den we-
sentlichen Aussagen im Prüfungsbericht Einverständnis besteht. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die im Prüfungsbericht enthaltenen Prüfungsfeststellungen und -empfehlungen sind vom 
Amt 33 umzusetzen und zu beachten. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Steht im pflichtgemäßen Ermessen des Amtes 33. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

--- 
 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/125/2023 
 

Prüfung in Amt 39 - Abteilung Veterinärwesen und Lebensmittelüberwachung - 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Bericht des Revisionsamtes vom 24.01.2023 über die Prüfung in Amt 39 - Abteilung 
Veterinärwesen und Lebensmittelüberwachung - (Nr. 17/2022) wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme des Amtes 39 vom 16.02.2023 wurde zur Kenntnis gebracht.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Mit der Beratung und Beschlussfassung im Revisionsausschuss wird der Prüfungsbericht 
verbindlich. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die im Prüfungsbericht enthaltenen Prüfungsfeststellungen und -empfehlungen sind vom 
Amt 39 umzusetzen und zu beachten. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Steht im pflichtgemäßen Ermessen des Amtes 39. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich? 

--- 
 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/129/2023 
 

Prüfung in Amt 24 - Generalsanierung Kinderhaus Sandberg - 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Bericht des Revisionsamtes vom 19.01.2023 über die Prüfung in Amt 24 - Generalsanierung 
Kinderhaus Sandberg - (Nr. 01/2022) wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Mit der Beratung und Beschlussfassung im Revisionsausschuss wird der Prüfungsbericht 
verbindlich. Amt 24 hat keine Stellungnahme abgegeben und damit signalisiert, dass mit den 
wesentlichen Aussagen im Prüfungsbericht Einverständnis besteht. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die im Prüfungsbericht enthaltenen Prüfungsfeststellungen und -empfehlungen sind vom 
Amt 24 umzusetzen und zu beachten. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Steht im pflichtgemäßen Ermessen des Amtes 24. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

--- 
 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/130/2023 
 

Prüfung im EB77 - Sachgebiet Planung und Neubau (SG 773-1) - 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Bericht des Revisionsamtes vom 24.01.2023 über die Prüfung im EB77 - Sachgebiet Planung 
und Neubau (SG 773-1) - (Nr. 03/2022) wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Mit der Beratung und Beschlussfassung im Revisionsausschuss wird der Prüfungsbericht 
verbindlich. EB77 hat keine Stellungnahme abgegeben und damit signalisiert, dass mit den 
wesentlichen Aussagen im Prüfungsbericht Einverständnis besteht. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die im Prüfungsbericht enthaltenen Prüfungsfeststellungen und -empfehlungen sind vom 
EB77 umzusetzen und zu beachten. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Steht im pflichtgemäßen Ermessen des EB77. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich? 

--- 
 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/131/2023 
 

Betätigungsprüfung bei der Erlanger Stadtwerke AG (ESTW AG) - Geschäftsjahre 
2018 bis 2021 - 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Bericht des Revisionsamtes vom 31.01.2023 über die Betätigungsprüfung bei der Erlanger 
Stadtwerke AG (ESTW AG) - Geschäftsjahre 2018 bis 2021 - (Nr. 19/2022) wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Der Bericht des Revisionsamtes vom 31.01.2023 über die Betätigungsprüfung bei der Erlanger 
Stadtwerke AG (ESTW AG) - Geschäftsjahre 2018 bis 2021 - (Nr. 19/2022) wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Mit der Beratung und Beschlussfassung im Revisionsausschuss wird der Prüfungsbericht ver-
bindlich. Gesellschaft, Beteiligungsmanagement und Betreuungsreferat haben keine Stellung-
nahme abgegeben und damit signalisiert, dass mit den wesentlichen Aussagen im Prüfungs-
bericht Einverständnis besteht. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Die im Prüfungsbericht enthaltenen Prüfungsfeststellungen und -empfehlungen sind umzuset-
zen und zu beachten. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

--- 

 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/117/2022 
 

Betätigungsprüfung bei der GEWOBAU Erlangen, Wohnungsbaugesellschaft der 
Stadt Erlangen mbH - Geschäftsjahre 2018 bis 2020 - 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
  
 

I. Antrag 
 
Der Protokollvermerk vom 21.07.2022 bezüglich des Prüfungsberichts zur Betätigungsprüfung bei 
der GEWOBAU Erlangen ist als erledigt zu betrachten.  
 
 

II. Begründung 
 
In der Sitzung des Revisionsausschusses am 21.07.2022 wurde der Bericht des Revisionsamtes 
vom 10.05.2022 behandelt. 
 
Die Ausschussmitglieder baten um Einbringung in den Aufsichtsrat der GEWOBAU Erlangen und 
um erneute Behandlung im Revisionsausschuss (siehe Protokollvermerk).  
 
 
Anlage: Protokollvermerk vom 21.07.2022 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Protokollvermerk 

 

OBM/14/SKA-T. 2816 

14/095/2022 

Erlangen, 21.07.2022 

  

Betätigungsprüfung bei der GEWOBAU Erlangen, Wohnungsbaugesellschaft der 
Stadt Erlangen mbH - Geschäftsjahre 2018 bis 2020 - 

 

I. Protokollvermerk aus der 2. Sitzung des Revisionsausschusses 
Tagesordnungspunkt 8 - öffentlich - 
 

Protokollvermerk: 

1. Die Ausschussvorsitzende, Frau Linhart, bittet darum, den Prüfungsbericht – wie ohnehin vor-
gesehen – im Aufsichtsrat der GEWOBAU GmbH zu behandeln. 
 

2. Auf Vorschlag von Herrn Stadtrat Höppel bitten die Ausschussmitglieder darum, nach der Be-
handlung des Prüfungsberichtes im Aufsichtsrat der GEWOBAU GmbH die aktuelle Betäti-
gungsprüfung erneut in den Revisionsausschuss einzubringen und zu diskutieren. 

 

 

II. Amt 14 zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift und WV 15.10.2022. 
III. Kopie an II/BTM zur Kenntnis und zum Weiteren. 
IV. Kopie an GEWOBAU GmbH zur Kenntnis und zum Weiteren. 
V. Kopien an Referat I (als Aufsichtsratsvorsitzender), Referat II und OBM zur Kenntnis. 

 

 

 Vorsitzende/r: 

 

 

 gez. 

 ………………………… 

 Stadträtin 

 Linhart 

 

 

 

  Schriftführer/in: 

 

 

  gez. 

  …………………………… 

  Schornbaum 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/14 Revisionsamt 14/111/2022 
 

Prüfung in Amt 13 - Sachgebiet Stadtratsangelegenheiten, Bürgerschaftliches 
Engagement und Bürgeranliegen - 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Revisionsausschuss 09.11.2022 Ö Beschluss vertagt 

Revisionsausschuss 15.03.2023 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Antrag 
Der Bericht des Revisionsamtes vom 17.10.2022 über die Prüfung in Amt 13 - Sachgebiet Stadt-
ratsangelegenheiten, Bürgerschaftliches Engagement und Bürgeranliegen - (Nr. 10/2022) wird zur 
Kenntnis genommen. Die Stellungnahme des Amtes 13 vom 19.10.2022 wurde zur Kenntnis ge-
bracht.  
 
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Mit der Beratung und Beschlussfassung im Revisionsausschuss wird der Prüfungsbericht 
verbindlich. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die im Prüfungsbericht enthaltenen Prüfungsfeststellungen und -empfehlungen sind vom 
Amt 13 umzusetzen und zu beachten. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Steht im pflichtgemäßen Ermessen des Amtes 13.  
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich? 

--- 
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III. Abstimmung 

 
Beratung im Gremium:  Revisionsausschuss am 09.11.2022 
 
Protokollvermerk: 
 
1. Auf Antrag von Herrn Stadtrat Agha wird der TOP in dieser Sitzung als Einbringung behandelt. 

Nach Vorstellung des Berichts und Diskussion soll eine abschließende Beschlussfassung erst 
in der nächsten Sitzung erfolgen. 

2. Bezüglich Ziffer 1 des Prüfungsberichts hinsichtlich der Richtlinien für Feierlichkeiten bei der 
Stadt Erlangen bitten die Ausschussmitglieder darum, die Thematik im Ältestenrat zu behan-
deln. 

3. Bezüglich Ziffer 4.3 des Prüfungsberichts hinsichtlich des rechtlichen Rahmens bitten die Aus-
schussmitglieder auf Vorschlag von Frau Stadträtin Dr. Clarner darum zu prüfen, ob entspre-
chende Ergänzungen der Gemeindesatzung möglich sind. Seitens der Leiterin des Bürger-
meister- und Presseamtes wurde eine inhaltliche Zuarbeit an das zuständige Rechtsamt zu-
gesagt, sofern im Ältestenrat ein dementsprechender Wunsch besteht. 

4. Bezüglich Ziffer 4.4 des Prüfungsberichts bitten die Ausschussmitglieder auf Vorschlag von 
Frau Stadträtin Wirth-Hücking darum, eine aktuelle Übersicht der zulässigen/unzulässigen 
Fraktionsaufwendungen durch das Revisionsamt und das Bürgermeister- und Presseamt zu 
erstellen und im Ältestenrat vorzustellen. 

5. Frau Stadträtin Grille beantragt zu dem Prüfungsbericht Akteneinsicht. Der Leiter des Revisi-
onsamtes sagte eine rechtliche Prüfung des Sachverhaltes zu. Insbesondere wäre zu klären, 
ob das Akteneinsichtsrecht nach § 6 der Geschäftsordnung des Stadtrates im Fall des Revisi-
onsausschusses anwendbar ist. Nach Möglichkeit sollen die Ausschussmitglieder die Stel-
lungnahme des Rechtsamtes deutlich vor der nächsten Sitzung des Revisionsausschusses 
erhalten. 

 
 
 
 
Linhart Schornbaum 
Vorsitzende/r Schriftführer/in 
 
 
 
 
Zusätzlich zum Prüfungsbericht aus der letzten Sitzung werden den Ausschussmitgliedern noch 
die nachfolgenden Unterlagen zur Verfügung gestellt: 
 
Anlage 1: Auszug aus dem Prüfungsbericht des BKPV vom August 2002 
Anlage 2: Schreiben OBM Dr. Balleis an die Fraktionen vom Juli 2003 
Anlage 3: Ausführungen Sachsen-Anhalt zur Fraktionsfinanzierung in den Kommunen vom 
                März 2007 
Anlage 4: Schriftliche Anfrage aus dem Bay. Landtag zur Finanzierung der Fraktionen vom 
                November 2020 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Schriftliche Anfrage  
der Abgeordneten Toni Schuberl, Johannes Becher BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
vom 28.08.2020

Finanzierung der Fraktionen kommunaler Gremien

In kommunalen Gremien, wie beispielsweise Kreistagen oder Stadträten, werden öf-
fentliche, kommunale Mittel an die in den Gremien vertretenen Fraktionen ausbezahlt. 
Hierbei kommt es immer wieder zu unterschiedlichen Ansichten bezüglich der Zweck-
bindung und der Verwendung dieser Mittel.

Beispielsweise wurde im Kreistag von Freyung-Grafenau am 18.05.2020 ein An-
trag der GRÜNEN-Fraktion auf Änderung der Satzung zur Regelung des Kreisverfas-
sungsrechts abgelehnt, wonach über die Verwendung der Fraktionsmittel gegenüber 
dem Landratsamt Rechenschaft abgelegt werden müsse. Begründet wurde dies damit, 
dass die Verwaltung der Gelder und die Kontrolle der Verwendung nicht dem Landrats-
amt, sondern den jeweiligen Parteien obliege. So heißt es in der Beschlussvorlage des 
Landratsamtes Freyung-Grafenau: „Die Unkostenpauschale wird bereits bisher an ein 
Konto der jeweiligen Partei bzw. Gruppierung überwiesen. Dadurch ist sichergestellt, 
dass die Verwendung der parteiinternen Kontrolle unterliegt.“ In der Stadt Passau gab 
es im Sommer 2020 öffentliche Diskussionen im Zusammenhang mit umstrittener Ver-
wendung von Fraktionsgeldern.

In Baden-Württemberg existieren im Gegensatz zu Bayern einheitliche „Grundsät-
ze für die Fraktionsfinanzierung aus kommunalen Haushalten“ vom 06.04.1992. Die-
sen Unklarheiten sollte das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration als 
Rechtsaufsicht klarstellend begegnen. 

18. Wahlperiode � 06.11.2020    Drucksache 18/10007

Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der 
Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de – Dokumente abrufbar. 
Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen/Tagesübersicht zur Verfügung.

Wir fragen die Staatsregierung:

1.1	 Welche Rechtsnatur und Funktion haben Fraktionen in kommunalen Selbst-
verwaltungsgremien (Gemeinderat, Stadtrat, Kreistag)?..................................... 2

1.2	 Für welche Zwecke können den Fraktionen in kommunalen Selbstver-
waltungsgremien durch die jeweilige Kommune finanzielle Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden?....................................................................................... 2

1.3	 Ist die Zahlung von Fraktionsmitteln durch die Kommune ein Zuschuss an 
Dritte oder Haushaltsmittel der Kommune für eigene Zwecke?........................... 3

2.1	 Dürfen diese Mittel für Zwecke der Partei oder Wählergruppe verwendet 
werden?................................................................................................................ 3

2.2	 Dürfen diese Mittel auf Konten der Partei oder Wählergruppe eingezahlt 
werden?................................................................................................................ 3

2.3	 Dürfen aus diesen Mitteln Fraktionsmitglieder Entschädigungen erhalten, 
wenn diese bereits einen Entschädigungsanspruch für ehrenamtliche Tätig-
keit haben?........................................................................................................... 3

3.1	 Fallen die Fraktionsmittel unter die örtliche und die überörtliche Prüfung?......... 4
3.2	 Inwieweit müssen die Fraktionen Rechenschaft über die Verwendung ihrer 

Mittel ablegen?..................................................................................................... 4
3.3	 Wie lange sind die Belege für die Verwendung der Mittel aufzubewahren?........ 4

4.		 Wer ist verantwortlich im Falle einer fehlerhaften Verwendung von Fraktions-
mitteln?................................................................................................................. 4
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5.		 Sieht die Staatsregierung Handlungsbedarf, um in Gesetzen oder Ver-
ordnungen bezüglich der Finanzierung der Fraktionen in kommunalen 
Gremien für Klarheit zu sorgen?.......................................................................... 4

Antwort  
des Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration 
vom 22.09.2020

1.1	 Welche Rechtsnatur und Funktion haben Fraktionen in kommunalen Selbst-
verwaltungsgremien (Gemeinderat, Stadtrat, Kreistag)?

Die bayerischen Kommunalgesetze enthalten – anders als die gesetzlichen Regelun-
gen für die Parlamentsfraktionen des Bundes- und Landtages – keine Regeln zu Sta-
tus und Organisation der Fraktionen in den kommunalen Gremien. Nach der Recht-
sprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs sind Fraktionen als frei gebildete 
Personenvereinigungen keine Körperschaften des öffentlichen Rechts, keine – auch nicht 
mittelbare – Organe der Gemeinde oder des Landkreises und werden im bayerischen 
Kommunalrecht auch nicht ausdrücklich als Teil oder Einrichtung des Gemeinderates oder 
Kreistages bezeichnet (st. Rspr. BayVGH: vgl. U. v. 9.3.1988 – 4 B 8603226 – BayVBl 
1988, 432; B. v. 10.4.2018 – 4 CE 17.2450 – NVwZ-RR 2019, 67 Rn. 24). Dennoch sind 
Fraktionen als Gruppen von Mitgliedern der Gemeinde- oder Kreisvertretung mit je-
weils gemeinsamen politischen Grundanschauungen, die sich zusammengeschlossen 
haben, um ihre Vorstellungen und Aktivitäten aufeinander abzustimmen und diesen im 
arbeitsteiligen Zusammenwirken zu besserer Wirksamkeit zu verhelfen, auch auf kom-
munaler Ebene allgemein anerkannt. Sie steuern und erleichtern in gewissem Grade 
den Meinungsbildungsprozess im jeweiligen Gemeinderat und Kreistag, indem sie eine 
Arbeitsteilung unter ihren Mitgliedern organisieren, gemeinsame Initiativen vorbereiten 
und koordinieren sowie eine umfassende Information der Fraktionsmitglieder unterstützen; 
auf diese Weise fassen sie unterschiedliche politische Positionen zu handlungs- und 
verständigungsfähigen Einheiten zusammen.

1.2	 Für welche Zwecke können den Fraktionen in kommunalen Selbstver-
waltungsgremien durch die jeweilige Kommune finanzielle Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden?

Die Gemeinden sind im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung aufgrund ihrer Orga-
nisations- und Finanzhoheit grundsätzlich berechtigt, den Fraktionen Zuwendungen zur 
Deckung der für die Geschäftsbedürfnisse erforderlichen Aufwendungen zu gewähren. 
Diese Befugnis wird auf Art. 56 Abs. 2 Gemeindeordnung (GO) gestützt, wonach die 
Gemeinden nicht nur die generelle Befugnis haben, Störungen der kommunalen Ver-
waltungstätigkeit abzuwehren, sondern ebenso das Recht, die gemeindeinternen Ver-
fahrensabläufe durch geeignete Maßnahmen zu unterstützen und zu beschleunigen. Es 
ist anerkannt, dass daraus folgt, dass die Gemeinden die Arbeit ihrer Gemeinderats-
fraktionen im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts nach eigenem Ermessen durch 
Sach- oder Finanzzuwendungen in angemessenem Umfang fördern können. Voraus-
setzung und Grenze der Zuwendung finanzieller Mittel an Fraktionen bildet der diesen 
zukommende Aufgabenbereich in der Kommunalvertretung. Dieser besteht in der Vor-
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bereitung und Durchführung von Fraktionssitzungen, der Mitwirkung bei der Konstituierung 
des Rates und der Beschickung seiner Ausschüsse sowie der Vorbereitung der Rats-
sitzungen (Sichtung der Sitzungsvorlagen, Berichterstattung an die Fraktionsmitglieder, 
Informationsbeschaffung zu den Tagesordnungspunkten der Ratssitzungen). Die Zu-
wendungen müssen sich jedoch auf Aufwendungen beschränken, die den Fraktionen 
in ihrer Eigenschaft als Bestandteil des kommunalen Organisationsgefüges entstehen.

Dementsprechend dürfen die Gemeinden den Fraktionen grundsätzlich sowohl die 
zur ihrer Aufgabenwahrnehmung benötigten Sachmittel, wie z. B. Sitzungsräume, Fach-
literatur und Bürobedarf, unmittelbar zur Verfügung stellen bzw. die dafür anfallenden 
Kosten pauschal erstatten als auch den einzelnen Fraktionsmitgliedern Sitzungsgelder 
und Fahrtkostenentschädigungen für die Teilnahme an Fraktionsbesprechungen nach 
Maßgabe einer Satzung im Rahmen von Art. 20a Abs. 2 GO zahlen. Ebenfalls kön-
nen den Vorsitzenden der Ratsfraktionen und ihren Stellvertretern Entschädigungen 
für den mit ihrer Tätigkeit verbundenen materiellen und insbesondere zeitlichen Auf-
wand gewährt werden. Demgegenüber sind Zuwendungen für die politische Arbeit der 
Fraktionen untersagt.

Für die Landkreise gilt Entsprechendes.

1.3	 Ist die Zahlung von Fraktionsmitteln durch die Kommune ein Zuschuss an 
Dritte oder Haushaltsmittel der Kommune für eigene Zwecke?

Die den kommunalen Fraktionen zur Verfügung gestellten Mittel stellen zweckgebundene 
Zuwendungen dar. Es handelt sich dabei um die Verwendung von Haushaltsmitteln für 
eigene Zwecke und nicht um die Gewährung von Zuschüssen an Dritte, da diese Mit-
tel der Finanzierung der Arbeit der Fraktionen als Untergliederungen der demokratisch 
gewählten Volksvertretung dienen. Aufgrund dessen sind diese Mittel im Haushaltsplan 
an einer Stelle zu veranschlagen – eine spezielle satzungsmäßige Regelung ist nicht 
erforderlich (vgl. BayVGH, U. v. 19.12.1979 – 365 IV 75). Die Höhe der Zuschüsse und 
die zweckentsprechende Verwendung unterliegen über den jeweiligen Haushaltsansatz 
der Rechnungsprüfung.

2.1	 Dürfen diese Mittel für Zwecke der Partei oder Wählergruppe verwendet 
werden?

2.3	 Dürfen aus diesen Mitteln Fraktionsmitglieder Entschädigungen erhalten, 
wenn diese bereits einen Entschädigungsanspruch für ehrenamtliche Tätig-
keit haben?

Die Zuwendungen dürfen ausschließlich für die Fraktionsarbeit, nicht aber für Zwecke 
der Parteiarbeit verwendet werden. Diese Zuwendungen sind dabei auch nur insoweit 
zulässig, als sie zur Deckung der Aufwendungen erforderlich sind, und dürfen – eben-
so wie alle sonstigen Fraktionsfördermaßnahmen – den fraktionsbedingten Mehrauf-
wand nicht übersteigen. Denn darin läge ein Verstoß gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot 
(Art. 61 Abs. 2 Satz 1 GO) sowie vor allem eine unzulässige (verdeckte) Finanzierung der 
„hinter“ den Fraktionen stehenden Parteien und Vereinigungen. Zudem dürfen dadurch 
einzelne Mandatsträger – über Art. 20a GO hinaus – nicht aufgrund ihrer persönlichen 
Verhältnisse zusätzlich alimentiert werden. Im Übrigen steht aber den Gemeinden bei 
der Festlegung der Höhe und des Verteilungsmaßstabs der Zuwendungen ein weiter 
Bewertungs- und Gestaltungsspielraum zu.

2.2	 Dürfen diese Mittel auf Konten der Partei oder Wählergruppe eingezahlt 
werden?

Eine Einzahlung der Zuwendungen auf Konten der Partei oder Wählergruppe ist aufgrund 
deren Zweckbindung an die Fraktionsarbeit sowie der strikten Trennung von Fraktions- und 
Parteiarbeit unzulässig. Kommunale Fraktionszuwendungen und Parteienfinanzierungen 
verfolgen gänzlich unterschiedliche Zwecke und sind anders legitimiert. Während Frak-
tionen weitestgehend in die kommunale Organisation integriert sind, bleiben Parteien 
im Kern der gesellschaftlichen Sphäre verhaftet. Zudem ist zu berücksichtigen, dass 
die Fraktionszugehörigkeit von einer Parteizugehörigkeit losgelöst ist. Fraktionen sind 
Untergliederungen des kommunalen Vertretungsorgans, nicht aber Untergliederungen 

47



Bayerischer Landtag   18. WahlperiodeDrucksache 18/10007 � Seite 4/4 

der sie tragenden politischen Parteien oder Wählergruppen. Dementsprechend hat 
grundsätzlich jedes Gemeinderatsmitglied jederzeit das Recht, selbst zu bestimmen, 
ob und welcher Fraktion es angehören will. In der Konsequenz ist eine strikte Trennung 
von Fraktion und Partei und somit der jeweiligen Finanzmittel angezeigt.

3.1	 Fallen die Fraktionsmittel unter die örtliche und die überörtliche Prüfung?

Die von der Kommune an eine Fraktion gewährten Zuwendungen sind Bestandteil der 
Jahresrechnung bzw. des Jahresabschlusses der Kommune (vgl. Art. 102 Abs. 1 Satz 
1 GO) und unterliegen der örtlichen (vgl. Art. 103 Abs. 1 Satz 1 GO) und der überört-
lichen Prüfung (vgl. Art. 105 Abs. 2 GO).

3.2	 Inwieweit müssen die Fraktionen Rechenschaft über die Verwendung ihrer 
Mittel ablegen?

Die Einzahlungen und Auszahlungen sind in zeitlicher Reihenfolge im Zeitbuch und in 
sachlicher Ordnung im Sachbuch der Kommune zu buchen (vgl. § 64 Kommunalhaus-
haltsverordnung [KommHV] – Kameralistik) bzw. die Kommune hat Bücher zu führen, in 
denen u. a. alle Ein- und Auszahlungen aufgezeichnet werden (§ 57 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
KommHV-Doppik). Die Buchungen müssen durch Kassenanordnungen bzw. die Be-
stätigung, dass die sachliche und rechnerische Richtigkeit vorliegt, und Auszahlungs-
nachweise, ferner durch Unterlagen, aus denen sich der Zahlungsgrund ergibt (be-
gründende Unterlagen), belegt sein (vgl. § 71 Abs. 1 KommHV-Kameralistik, § 67 Abs. 1 
KommHV-Doppik).

3.3	 Wie lange sind die Belege für die Verwendung der Mittel aufzubewahren?

Die Belege sind sechs Jahre aufzubewahren (vgl. § 82 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 KommHV-
Kameralistik, § 69 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 KommHV-Doppik).

4.		 Wer ist verantwortlich im Falle einer fehlerhaften Verwendung von Fraktions-
mitteln?

Derjenige, der für den betreffenden (Auszahlungs-)Vorgang – zu Unrecht – die sach-
liche und rechnerische Richtigkeit festgestellt hat (§ 41 Abs. 1 Sätze 1 und 2 KommHV-
Kameralistik, § 37 Abs. 1 Sätze 1 und 2 KommHV-Doppik, VV Nr. 1 zu § 40 KommHV-
Kameralistik a. F.).

5.		 Sieht die Staatsregierung Handlungsbedarf, um in Gesetzen oder Ver-
ordnungen bezüglich der Finanzierung der Fraktionen in kommunalen 
Gremien für Klarheit zu sorgen?

Der vorstehend beschriebene Rechtsrahmen ermöglicht es den Beteiligten, die Fraktions-
arbeit in angemessener Weise zu unterstützen. Ein durchgreifender Änderungsbedarf 
hat sich bisher nicht gezeigt.
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